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Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2018/841  

COM (2021) 554 final 2021/0201 (COD)  
 
 
 
 
 
Grundsätzliches: 
 
Der Klimaschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die in den nächsten Jahren neben der wirksamen 
Reduzierung von CO2-Emissionen und dem Ausbau erneuerbarer Energien eine grundlegende 
Transformation hin zu klimaschonenden Produkten und Prozessen erfordert. Um das Ziel einer Minderung 
der CO2-Emissionen um 55 % bis 2030 zu erreichen, kann Holz als Bau- und Werkstoff sowie erneuerbarer 
Energieträger einen entscheidenden Beitrag leisten. 
 
Im Rahmen des Green Deal wird die Holzverwendung in den verbundenen Legislativvorschlägen und 
Strategien als wirksames Instrument für den Klimaschutz hervorgehoben, wie bei dem „Neuen Europäischen 
Bauhaus“, der „Renovierungswelle zur Sanierung der Wirtschaft von Heute und zur Schaffung der 
umweltfreundlichen Gebäude von Morgen“ oder bei der Ausweitung des Emissionshandels auf Gebäude und 
Verkehr sowie die Erneuerbare-Energien-Richtlinie III.  
 
Ebenfalls enthält der Green Deal jedoch Regelungen, die die Gefahr bergen, die nachhaltige 
Waldbewirtschaftung und damit verbundene Holzverwendung in Europa einzuschränken. Damit würde 
sowohl das Potenzial für den Klimaschutz als auch die Wertschöpfung der Wald -und Holzwirtschaft in 
Europa erheblich gefährdet. Die nachhaltige Waldbewirtschaftung und Holzbereitstellung ist Grundlage der 
Holzverwendung in allen Facetten – vom Holzbau bis zur Holzenergie, die einen entscheidenden Beitrag zu 
Lösung der gesellschaftlichen Herausforderungen der Zukunft leisten kann.  
 
 
Geplante Änderungen in der LULUCF-Verordnung:  
 
 
Vereinheitlichung der Sektoren LULUCF und Landwirtschaft zu einem Landnutzungssektor ab 
dem Jahr 2030 (Art. 1 e) 
 
Der Verordnungsentwurf enthält in Art. 1 e) den Vorschlag, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
ab 2030 mit der Landwirtschaft einen gemeinsamen Landnutzungssektor zu bilden und dort bis 2035 
Klimaneutralität zu erreichen. Damit wird die Notwendigkeit einer Ausweitung der CO2-Minderungsleistung 
des Waldes stark erhöht, da die Landwirtschaft keine Treibhausgasneutralität erreichen wird. Der DeSH 
spricht sich daher gegen einen gemeinsamen Landnutzungssektor ab 2030 aus, der die Sektoren LULUCF 
und Landwirtschaft miteinander verknüpft. 
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CO2-Reduktionsziele und Pfad der Zielerreichung (Art. 4) 
 
Der Vorschlag zur Änderung der LULUCF-Verordnung sieht in Art.4 als Gesamtziel einen Abbau von 
Treibhausgasen in Höhe von -310 Mio. t CO2-Äq. bis 2030 vor. Nach Anhang II a soll der Beitrag 
Deutschlands ca. -30,8 Mio. t CO2-Äq. (10 % des Gesamtsziels) betragen. 
 
Als Grundlage dieser Ziele wurde in Art. 4 der Durchschnitt der Daten aus den Treibhausgasinventaren für 
die Jahre 2016, 2017 und 2018 herangezogen. Aus Sicht des Deutschen Säge- und Holzindustrie 
Bundesverbands ist eine Konzentration auf eine so kurze Zeitspanne von drei Jahren nicht geeignet, um so 
weitreichende CO2-Minderungsziele für natürliche Ökosysteme, wie Wälder und damit auch Holzprodukte 
festzulegen. Die Waldnutzung und das damit verbundene Treibhausgasinventar schwankte zwischen 2016 
und 2018 sehr stark. Insbesondere die mit der Dürre einhergehenden Waldschäden ab 2018 haben in einigen 
Regionen die Wälder stark verändert.  
 
Bei der Emissionsentwicklung 
des LULUCF-Sektors in 
Deutschland wird in dem 
Projektionsbericht des 
Umweltbundesamtes (UBA) 
von 2019 deutlich 
herausgestellt, dass die CO2-
Senkenleistung der Wälder 
durch Verschiebung der 
Altersklassenverhältnisse der 
Bäume deutlich abnimmt und 
lediglich zu einem geringeren 
Teil wieder ansteigt.  
 
Mit zunehmendem Alter der Bäume sinkt deren jährliche CO2-Bindungsleistung, und bleibt auf einem 
geringeren Niveau als bei jüngeren Beständen1. Großflächige Änderungen der Altersklassenstruktur der 
Wälder (durch Holzentnahme und Anpflanzung neuer Bäume) sind sehr langwierige Prozesse, die oftmals 
natürlichen Störungen unterworfen sind.  
 
Auf Basis dieser Emissionsentwicklung entbehrt das geplante Minderungsziel im Jahr 2030 einer 
wissenschaftlichen Herleitung. Die Einführung eines neuen CO2-Minderungsziels von -310 Mio. t CO2-
Äq. (DE -30,8 Mio. t CO2-Äq.) ist daher dringend zu überprüfen und an einen realistischen 
Zielerreichungspfad anzulehnen. 
 
Der Verordnungsentwurf enthält zu vorgegebenen Zielen widersprüchliche Maßnahmen. Auf der einen Seite 
soll ein „Anreiz für Waldbewirtschafter geschaffen werden, mehr Kohlenstoff in ihren Wäldern zu speichern“ 
und gleichzeitig „neue Geschäftsmodelle eingeführt werden müssen, um (…) Anreize durch die Verwendung 
langlebiger Holzprodukte“ zu setzen (Nr. 10).  
 
Ziel sollte es aus Sicht des DeSH sein, den Klimaschutzeffekt durch die Steigerung der 
Holzverwendung (Erhöhung Holzproduktespeicher) in Verbindung mit der Neuanpflanzung junger 
Bäume mit einer hohen CO2-Bindefähigkeit (temporäre Erhöhung Waldspeicher) zu maximieren.  
 
 

 
1 Kohlenstoffinventur 2017, Johann Heinrich von Thünen-Institut 
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Kohlenstoffspeichernde Produkte (§ 9)  
 
Die Integration von Holzprodukten als Kohlenstoffspeicher ist ein zentraler Schritt, um deren 
Klimaschutzwirkung abzubilden. Um der längeren Verwendungsdauer von Holzprodukten durch veränderte 
Bauweisen und Nutzerverhalten Rechnung zu tragen, sollten die bestehenden Halbwertszeiten in Anhang V 
LULUCF-Verordnung überarbeitet werden.  
 
Grundsätzlich befürwortet der DeSH die Weiterentwicklung einer Anrechenbarkeit weiterer 
kohlenstoffspeichernder Produkte. Dazu muss allerdings gewährleistet werden, dass die entsprechende 
Berechnungs- und Bilanzierungsmethodik durch den IPCC bereitgestellt und konsistent mit der 
Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention verwandt wird. 
Bei der Einführung neuer Produktgruppen müssen zunächst ausreichend wissenschaftliche fundierte 
Informationen zu diesen Produkten zur Verfügung stehen, so dass IPCC diese Informationen aus der 
Wissenschaft zusammentragen und zum Zweck der Berichterstattung aufbereiten kann. Ansonsten besteht 
die Gefahr solchen Produkten einen positiven Effekt auf das Klima zuzuschreiben, obwohl dies faktisch nicht 
der Fall ist. 
 
 
Bilanzierung und Flexibilisierungsmechanismus (Art. 7, Art. 8, Art. 12, Art. 13) 
 
Der Klimaschutzeffekt von Wald und Holz setzt sich aus dem CO2-Speicher im Wald und in den 
Holzprodukten sowie den vermiedenen Emissionen durch den Ersatz energieintensiver Materialien oder 
fossiler Brennstoffe zusammen. In der Klimaberichterstattung werden nach den IPCC-Regeln nur der 
Waldspeicher und der Holzproduktespeicher abgebildet. Die Entnahme von Holz aus dem Wald wird 
zunächst als Emission bilanziert, die dann bei einer stofflichen Verwendung, z.B. im Holzbau, im 
Holzproduktespeicher wieder als CO2-Senke verbucht wird.  
 
Bisher waren in der LULUCF-Verordnung bis 2025 nationale Referenzniveaus (Forest-Reference Level), 
die sich an den nationalen Gegebenheiten und der jeweiligen Waldstruktur ausgerichtet haben, Grundlage 
für die Ziele und Berechnungen, die den Besonderheiten der einzelnen Länder Rechnung tragen sollten (Vgl. 
Art. 8 Vorschlag LULUCF VO). Ziel war die „No-Debit Rule“. 
 
Ab dem Jahr 2026 sollen die absoluten Werte für den Treibhausgasabbau in den Inventarberichten 
herangezogen werden. Grundlage sind der Durchschnitt der Inventardaten von 2021, 22 und 23. Auch hier 
ist der Zeitraum für die Betrachtung wieder sehr eng gewählt, da die Folgen von Extremwetterereignissen, 
wie Dürren, ggf. nicht durch Wiederbewaldung innerhalb von drei Jahren ausgeglichen werden können.  
 
Der einhergehende Wechsel der Bilanzierungsmethoden ab 2026 folgt zudem keinem wissenschaftlich 
fundierten Ansatz und richtet sich nicht mehr wie bislang üblich vollumfänglich nach dem Kyoto-Protokoll: 
Stattdessen soll die Bilanzierung in Einklang mit dem Europäischen Klimagesetz erfolgen. Genaue 
Methodiken sind nicht bekannt und eine Anerkennung des IPCC ist fraglich. Es ist erstrebenswert die 
Umsetzung und Einhaltung der Vorschriften zu vereinfachen, jedoch darf dies nicht zu Lasten der 
Wissenschaftlichkeit geschehen. 
 
Mit der Aufteilung in zwei Fünfjahreszeiträume (2021-2025, 2026-2030) werden auch die Flexibilitätsregeln 
deutlich eingeschränkt. Künftig soll es kein „Banking“ der Überschüsse mehr geben, sondern es darf noch 
50 % der gesamten Flexibilität genutzt bzw. in den folgenden Zeitraum übertragen werden (Art. 13b (4)). 
Der Überschuss würde dann innerhalb der EU anderen Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen (Art. 13 b (5)). 
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In der Praxis kann das für Deutschland bedeuten, dass von 2021-2025 eine hohe CO2-Einsparung z.B. durch 
Wiederaufforstung und Steigerung der Holzverwendung erreicht wurde, diese aber nur noch anteilig für den 
Zeitraum von 2026-2030 genutzt werden kann. Wenn durch Schadereignisse, wie Dürren die CO2-Bindung 
der Wälder und Holzverwendung eingeschränkt ist, besteht die Gefahr, dass die erarbeiteten Gutschriften der 
vergangenen Jahre nicht mehr ausreichen, um die Emissionen zu kompensieren, da nicht mehr als 50 % der 
Höchstmenge nach Anhang VII als Ausgleich herangezogen werden dürfen.  
 
Klimaschutzanstrengungen und hohe Überschüsse, wie in Deutschland als waldreichem Land, würden dann 
anderen Staaten angerechnet. Mit dieser eingeschränkten Flexibilität steigt der Druck zur CO2-Minderung 
auf den deutschen Wald (Erhöhung Waldspeicher durch Nutzungsverbote) und sinkt der Druck in anderen 
Ländern. Gleiches gilt für den Vorschlag zum Aufbau einer zusätzlichen Reserve für alle nach 2030 nicht 
genutzten LULUCF-Gutschriften. Damit würde aus Sicht des DeSH ein Fehlanreiz gesetzt, 
Minderanstrengungen in einzelnen Sektoren durch CO2-Gutschriften des LULUCF Sektors zu kompensieren. 
 
Der DeSH spricht sich dafür aus, dass „Banking“, d. h. den Erhalt der Überschüsse für Mitgliedstaaten 
weiterhin zu ermöglichen. Sofern Überschüsse anderen Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt 
werden, sollte dies ausschließlich auf freiwilliger Basis erfolgen.  
 
 
 
Handlungsempfehlungen 
 
 

- Klimaschutzeffekt durch die Steigerung der Holzverwendung (Erhöhung 
Holzproduktespeicher) in Verbindung mit der Neuanpflanzung junger Bäume mit einer 
hohen CO2-Bindefähigkeit als temporäre Erhöhung des Waldspeichers maximieren.  
 

- Keine Vereinheitlichung der Sektoren LULUCF und Landwirtschaft zu einem 
Landnutzungssektor ab dem Jahr 2030. 

 
- Anrechenbarkeit und Einführung neuer kohlenstoffspeichernder Produktgruppen nur 

auf Basis entsprechender IPCC Bilanzierungsregelungen.  
 

- Keine Umstellung der Bilanzierungsmethoden ohne Zustimmung des IPCC. 
 

- Den Erhalt der erzielten Überschüsse für Mitgliedstaaten („Banking“) weiterhin 
ermöglichen. Sofern Überschüsse anderen Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt werden, 
sollte dies ausschließlich auf freiwilliger Basis erfolgen.  
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Kontakt 
Deutsche Säge – und Holzindustrie Bundesverband e. V. 

Julia Möbus, Christina Reimann, Benedikt Reger 

Chausseestraße 99, 10115 Berlin 

Tel.: 030 - 22 32 04 90 

info@saegeindustrie.de 

Über den Deutschen Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V. 

Der Deutsche Säge- und Holzindustrie ‒ Bundesverband e. V. (DeSH) vertritt die Interessen der deutschen Säge- und 
Holzindustrie auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. Dabei steht der Verband seinen Mitgliedern, darunter 
mehr als 400 Unternehmen aus ganz Deutschland, in wirtschafts- und branchenpolitischen Angelegenheiten zur Seite und 
unterstützt die kontinuierliche Verbesserung der wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen für die Verwendung 
des Rohstoffes Holz. Der Verband tritt in Dialog mit Vertretern aus Medien, Wirtschaft, Politik und Forschung. Bei der 
Umsetzung ihrer Ziele steht der Deutsche Säge- und Holzindustrie für eine umweltverträgliche und wertschöpfende Nutzung 
des Werkstoffs und Bioenergieträgers Holz. 

 


